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einer konventionellen Rollenerwar-
tung: Die Wissenschaft informiert,
und die gesellschaftlichen Gruppen
verhalten sich normativ.

Interessanterweise verändern sich
im Laufe des Diskurses die relativen
Häufigkeiten einzelner Beitragsarten.
Der relative Anteil von Informations-
fragen nahm zu. Am ersten Tag waren
8,2 Prozent aller Äußerungen Infor-
mationsfragen. Ihr Anteil stieg am
zweiten Tag auf 9,3 Prozent, am drit-
ten Tag auf 11,7 Prozent und betrug
am vierten Tag 15,9 Prozent.

Informationsbeiträge wurden im
Verlauf der vier Tage seltener (31 Pro-
zent, 20,5 Prozent, 15,3 Prozent,
12,8 Prozent), und die Verfahrensge-
sichtspunkte gewannen an Bedeutung
(18,0 Prozent, 14,1 Prozent, 29,3
Prozent, 35,7 Prozent). Am dritten
und vierten Tag gab es deutlich weni-
ger bewertende Äußerungen als an
den beiden ersten Tagen. Insbeson-
dere nahm die Anzahl der negativ be-
wertenden Äußerungen ab (vgl. Ta-
belle 2). Die Diskussion hatte sich
versachlicht.

Bewertung positiv

Der Diskurs wurde insgesamt von
den Beteiligten positiv bewertet, wo-
bei die Vertreter der gesellschaftli-
chen Gruppen fast durchgängig eine
kritischere Haltung als die Projektmit-
arbeiter einnahmen. Der Sachertrag
des Diskurses war insbesondere für
die Vertreter der gesellschaftlichen
Gruppen nur bedingt zufriedenstel-
lend (im arithmetischen Mittel 2,4 auf
einer fünfstufigen Skala, 1 = positiver,
5 = negativer Bewertungspol); aber
sie hielten ihn überwiegend für zu-
kunftsweisend.

Der Diskursprozeß wird von den
Beteiligten sehr positiv bewertet (je
nach Skala arithmetisches Mittel 1,2
bis 2,0), jedenfalls weitaus positiver
als der Sachertrag und als die vorbe-
reiteten Informationen (je nach Skala
arithmetisches Mittel 1,6 bis 3,6). Die

Zufriedenheit der Beteiligten war sta-
tistisch nicht von dem Ausmaß ab-
hängig, in dem sie im Diskurs zu
Wort kamen.

Soweit Vergleiche möglich sind,
stimmen die empirischen Befunde mit
denen anderer Studien gut überein.
Dies gilt sowohl für die hier gefun-
dene relative Anzahl von Moderato-
renbeiträgen als auch für den relati-
ven Anteil der unterschiedlichen Bei-
tragsarten. Der bekannte Sachver-
halt, daß unabhängig von der Größe
einer Diskussionsgruppe etwa zehn
Beteiligte den größten Anteil der Bei-
träge auf sich vereinen, konnte hier in
einer Feldstudie belegt werden.

Die Zufriedenheit mit dem Dis-
kursprozeß, verbunden mit ver-
gleichsweise geringerer Zufrieden-
heit mit seinen Ergebnissen, ist gera-
dezu typisch. Allerdings darf dieses

Ergebnis, wie aus vorangegangenen
Untersuchungen bekannt, nicht da-
hingehend fehlinterpretiert werden,
daß die Beteiligten den Diskurs für
mißlungen oder überflüssig halten.
Vielmehr muß vermutet werden, daß
das Ergebnis an den Erwartungen ge-
messen wird, die die Beteiligten mit
anderen Vorgehensweisen verbinden. 

Anhand der erhobenen verbalen
Indikatoren konnte nachgewiesen
werden, daß im Verlauf eines viertä-
gigen moderierten Diskurses die Art
der Auseinandersetzung versachlicht
werden kann. Die Besonderheit des
hier untersuchten Diskurses (Wissen-
schaftler fragen Verbandsvertreter)
spiegelt sich in den Interaktionen wi-
der. Es war durch entsprechende Ein-
stimmungen vorab sowie durch eine
gezielte Moderation möglich, for-
schungsrelevante Fragen in einer po-
litischen Fachöffentlichkeit konstruk-
tiv zu diskutieren. Die Befunde kön-
nen als empirischer Beleg für den
konstruktiven Charakter moderierter
politischer Diskurse gewertet wer-
den. �

Forschungsschwerpunkt
Technik – Arbeit – Umwelt

Roland Zieschank, Hans-Joachim Fietkau, Mat-
thias Trénel, Umweltindikatoren im Diskurs –
Eine Feldstudie zu Prozessen und Effekten, 35 S.
(WZB-Bestellnummer � FS II 02-301)

erster
Tag

zweiter
Tag

dritter
Tag

vierter
Tag insgesamt

positiv
Anzahl 9 13 3 1 26

% 2,9 3,0 0,9 0,3 1,8

negativ
Anzahl 15 45 2 2 64

% 4,9 10,2 0,6 0,5 4,4

Chi-Quadrat: 75,16, df = 6, p = .000

Tabelle 2 Positive und negative Bewertungen im Zeitverlauf

� Versorgung mit
Wohnraum

Die Qualität der Wohnungsver-
sorgung in Deutschland nimmt in-
nerhalb Westeuropas eine gute 
Mittelposition ein. Erreicht wurde 
dieses Ergebnis, indem der Sozial-
staat die wirtschaftlichen Risiken 
des Anbieters und des Nachfra-
gers auf dem Wohnungsmarkt 
übernahm und die Wohnungsver-
sorgung für breite soziale Schich-
ten subventionierte.

Nachlassende Eigenhilfe der pri-
vaten Haushalte, ständig steigende
Ansprüche und hohe finanzielle Bela-
stungen des Staatshaushalts zwingen
zur  Überlegung, wie die Wohnungs-
versorgung künftig zu organisieren ist.
Wilhelm Hinrichs, Abteilung „Sozial-
struktur und Sozialberichterstattung“,
untersucht in diesem Zusammen-
hang, wie sich sozialstaatliche Woh-
nungspolitik gestalten läßt, wenn sie

weder als breite Subventionspolitik
noch als einseitige Deregulierungspo-
litik gedacht wird; ferner, welche
Neukombination der Tätigkeit der
Wohlfahrtsakteure hilfreich ist bzw.
welche neuen wohnungspolitischen
Akzente – unter Beibehaltung des so-
zialstaatlichen Grundprinzips der
Wohnungsversorgung – angebracht
sind. Zur Beantwortung dieser Fra-
gen vergleicht er die Wohnbedingun-
gen sowie die Strukturen und rechtli-
chen Grundlagen der Wohnungsver-
sorgung innerhalb der Europäischen
Union auf der Grundlage nationaler
und internationaler amtlicher Statisti-
ken. 

Anders als beim globalen Arbeits-
markt kann vermutet werden, daß ein
transnationaler Wohnungsmarkt we-
der zweckmäßig, wünschenswert
oder wahrscheinlich ist. Bei grenz-
überschreitenden Unternehmensgrün-
dungen oder Fusionen werden Arbeit-
nehmer größtenteils aus der jeweili-
gen Region rekrutiert. Kapital, Güter
und Qualifikationen sind die mobilen
Elemente des Wirtschaftsprozesses.
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Auch die Tatsache, daß heute EU-
weit 60 Prozent der privaten Haus-
halte selbstgenutztes Wohneigentum
besitzen, schränkt die transnationale
Wohnmobilität ein. Dennoch sind
drei wesentliche internationale Ein-
flüsse unübersehbar: Erstens bleiben
Freizügigkeit und Niederlassungsfrei-
heit innerhalb der EU und ge-
wünschte Zuwanderungen aus außer-
europäischen Staaten nicht ohne Fol-
gen für die Wohnungsversorgung.

Zweitens sind transnationale Im-
mobilienunternehmen und Woh-
nungsanbieter bestrebt, sich verstärkt
auf dem deutschen Wohnungsmarkt
zu engagieren. Da solche Unterneh-
men ausschließlich unter Renditege-
sichtspunkten handeln, zeigen sie
sich gegenüber sozial-lokalen Einzel-
problemen in den Regionen, Städten
und Wohngebieten weitgehend resi-
stent.

Andererseits sind lokale Bindun-
gen notwendig für soziales Engage-
ment in den Kommunen und Wohn-
quartieren zur Wahrung von sozialer
Stabilität und individueller Lebens-
qualität. Drittens sind urbane Infra-
strukturen und Wohnverhältnisse we-
sentliche Faktoren im internationalen

Wettbewerb der Städte und Regionen
als Wirtschafts- und Bildungsstand-
orte. 

Wie die Tabelle „Indikatoren der
Wohnungsversorgung in der Europäi-
schen Union“ zeigt, gibt es in den
einzelnen Ländern ein sehr differen-
ziertes Versorgungsniveau, eine stark
divergierende Wohnungsbautätigkeit
und sehr unterschiedliche Wohnko-
sten. In einem Bericht des Europäi-
schen Parlaments vom März 1997
werden die Mitgliedsstaaten aufgefor-
dert, Maßnahmen zu ergreifen, die
dazu beitragen, „die grundlegenden
sozialen Rechte der europäischen
Bürger in zunehmendem Maße zu
verwirklichen, zu denen auch das
Recht auf angemessenen und er-
schwinglichen Wohnraum für alle ge-
hört“.

Grundrecht auf Wohnung

Wilhelm Hinrichs untersucht, ob
ein Vergleich der verschiedenen Ver-
fassungen Hinweise darauf liefert, in-
wieweit das europaweite Ziel eines
„angemessenen und erschwinglichen
Wohnraums für alle“ auf national-
staatlicher Ebene aufgegriffen und

umgesetzt wird. Das Persönlichkeits-
recht auf „Unverletzlichkeit der Woh-
nung“ ist in fast allen europäischen
Ländern Bestandteil der Verfassung.
Ausnahmen bilden Großbritannien
und Frankreich.

Hingegen genießt ein „Grund-
recht auf Wohnung“ in acht von 15
EU-Ländern in verschiedenen Varian-
ten Verfassungsrang. Eine Aufnahme
in die Verfassung bedeutet nicht in je-
dem Fall, daß es sich um ein indivi-
duelles soziales Grundrecht handelt,
das gegenüber dem Staat gerichtlich
einklagbar und durchsetzbar ist. Es
lassen sich vier Modelle unterschei-
den, die sich teilweise überlappen. 

1. Das ambitionierte Modell: Das
Recht auf Wohnung ist ausdrücklich
als individuelles Grundrecht, zum
Teil in der Formulierung „Jeder hat
das Recht auf ...“, in der Verfassung
verankert. Entsprechende Regelun-
gen bestehen in Belgien, Griechen-
land, Portugal, Spanien sowie in ein-
geschränkter Form in Italien. 

2. Das gemäßigte Modell: Hier
zeichnen sich die Formulierungen
durch einen geringeren Grad  an Ver-
bindlichkeit aus, jedoch ist das Recht
auf angemessenes Wohnen als Staats-
ziel oder Auftrag an die Parlamente
und Regierungen in der Verfassung
festgeschrieben. Diese sind zu Maß-
nahmen aufgefordert, die es gestatten,
den Bürgern ausreichenden Wohn-
raum zur Verfügung stellen zu kön-
nen. Regelungen dieser Art enthalten
die Verfassungen der Niederlande,
Finnlands und Schwedens.

3. Das pragmatische Modell: Das
Recht auf Wohnung ist weder als in-
dividuelles Grundrecht noch als
Staatsziel oder Programmsatz in die
Verfassung aufgenommen, sondern
wird im Rahmen der einfachen natio-
nalen Gesetzgebung geregelt. Diese
Form findet beispielsweise in Däne-
mark Anwendung.

4. Das liberale Modell: Darunter
sind Deutschland, Frankreich, Groß-
britannien, Luxemburg und Öster-
reich einzustufen. Auf die verfas-
sungsmäßige Verankerung eines so-
zialen Grundrechts auf Wohnung
wird grundsätzlich verzichtet. Auch
die nationalen Sozialgesetzgebungen
enthalten nicht durchgängig eindeu-
tige staatliche Verpflichtungen auf
diesem Gebiet. Die Einflußnahme des
Staates auf die Wohnungsversorgung
der Bürger erfolgt auf der Grundlage
allgemeiner Festlegungen, wie etwa

Land

Quantitatives
Versorgungsniveau1)

(Wohnungen pro
100 Haushalte)

Wohnungsbau-
intensität2)

(Fertiggestellte
Wohnungen pro

1.000 Einwohner)

Wohnkosten3)

(Anteil Wohnkosten
an den Haushalts-

ausgaben
in Prozent)

Belgien 96 4,4 27,0

Dänemark 103 2,8 21,2

Deutschland 99 4,5 24,6

Finnland 109 6,3 19,0

Frankreich 120 * 5,3 24,4

Griechenland 138 * 8,4 /

Großbritannien 104 2,8 19,0

Irland 101 13,2 14,9

Italien 126 * 2,9 26,3

Luxemburg 86 5,4 36,1

Niederlande 96 4,4 /

Österreich 99 6,7 /

Portugal 129 * 11,2 20,6

Schweden 106 1,5 31,1

Spanien 119 * 9,2 26,9

EU-15 109 4,8 /

1)1998; 2) 2000; 3) 1999
* Dieser Indikator erweist sich für die südlichen Länder Griechenland, Spanien, Italien, Portu-

gal und teilweise Frankreich als schwer vergleichbar. In diesen Ländern existiert eine große
Zahl von Ferien-, Freizeitwohnungen und zweiten Wohnsitzen, jedoch gehören diese Woh-
nungen in der Regel ausländischen Haushalten.

/ Angabe nicht verfügbar.
Datenbasis: Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 2001 für das Ausland; ifo Institut, ifo
Schnelldienst 15/2001; www.iut.nu/Ty_EU%20rapport%20sammanfattning.doc; eigene Berech-
nungen

Tabelle Indikatoren der Wohnungsversorgung in der Europäischen Union
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ng dem Sozialstaatsprinzip in Deutsch-
land. In Luxemburg besagt die Verfas-
sung, daß der Staat zur Sozialpflege
Gesetzgebungsprogramme veranlas-
sen kann. 

Die tatsächlich erreichte Versor-
gungsqualität und die realen Wohn-
verhältnisse in den europäischen Län-
dern – so läßt sich festhalten – sind
nicht unmittelbar von einem im Ver-
fassungsrecht festgeschriebenen ge-
sellschaftlichen Konsens abhängig.
Gerade in den Mittelmeerländern, die
das Grundrecht auf Wohnung am
deutlichsten in ihre Verfassungen auf-
genommen haben, sind die Wohnbe-
dingungen vergleichsweise am
schlechtesten. 

Struktur der Wohnungsmärkte

Die Wohnungsmärkte in den EU-
Ländern sind im wesentlichen in das
Segment des „selbstgenutzten Eigen-
tums“, den Markt der „sozialen Miet-
wohnungen“ (öffentliche Hand bzw.
Non-profit-Einrichtungen), der „priva-
ten Mietwohnungen“ und der „sonsti-
gen Mietwohnungen“ geteilt. Auch
zwischen der Art der Strukturierung
und den vorhandenen individuellen
Wohnverhältnissen besteht kein zwin-
gender Zusammenhang. So weisen
zum Beispiel Griechenland (81 Pro-
zent), Spanien (81 Prozent) und Irland
(83 Prozent) die höchsten Werte beim
selbstgenutzten Eigentum auf, zu-
gleich gehören sie alle zur Länder-
gruppe mit qualitativ unterdurch-
schnittlichen Wohnbedingungen.

Die in diesen Ländern oft in nach-
barschaftlicher Eigenhilfe (teils ohne
behördliche Genehmigung) gebau-
ten „Wohnhäuser“ an den Rändern
der großen Städte und auf dem Lande
lassen sich häufig nicht mit Wohnun-
gen im mittel- und nordeuropäischen
Raum vergleichen. In Belgien, Grie-
chenland, Spanien, Italien, Luxem-
burg und Portugal gibt es keine oder
nur in geringem Umfang Mietwoh-
nungen der öffentlichen Hand oder
gemeinnütziger Einrichtungen.

Die Wohnungspolitik in diesen
Ländern ist stark an der Eigentums-
schaffung und der Selbsthilfe der
Haushalte orientiert. Unterdurch-
schnittlich ist (außer in Luxemburg
und Portugal) auch das Angebot an
privaten Mietwohnungen. 

Einen überdurchschnittlichen öf-
fentlichen und gemeinnützigen Woh-
nungsbestand weisen die Nieder-

lande mit einem Anteil von 42 Pro-
zent, das Vereinigte Königreich mit
25 Prozent und  Dänemark mit 24
Prozent auf. Deutschland nimmt in-
nerhalb der Europäischen Union eine
Sonderstellung ein. Aufgrund großzü-
giger steuerlicher Unterstützung der
Wohnungswirtschaft durch den Staat
wird hier die Wohnungsversorgung
der Bevölkerung zu 40 Prozent mit-
tels privater Mietwohnungen abge-
deckt. Luxemburg sowie Frankreich
und Portugal weisen nur einen Anteil
von 23 bzw. 22 Prozent privater Miet-
wohnungen auf.

In Großbritannien und Frankreich
ist der Bestand an Sozialmietwohnun-
gen überdurchschnittlich groß, wäh-
rend er sich in Deutschland mit 13
Prozent dem Mittelwert annähert.
Aber das Vereinigte Königreich, Bel-
gien und in geringerem Umfang
Frankreich haben in den letzten Jah-
ren öffentliche und gemeinnützige
Wohnungen an die Mieterschaft ver-
kauft. Im Vereinigten Königreich sind
Markt- und Sozialsektor noch deutli-
cher getrennt als in Deutschland.

Die Förderung des Wohneigen-
tums, die Liberalisierung der Woh-
nungsmärkte und die seit den 80er
Jahren erfolgte Ausdehnung des pri-
vaten Mietsektors in den Großstädten
haben in vielen Ländern zu einem
Mangel an bezahlbaren Mietwohnun-
gen vor allem in den Hauptstädten
und Ballungszentren geführt (London,
Paris, Amsterdam, Stockholm, im Ver-
dichtungsraum Frankfurt am Main, im
Großraum München) und soziale und
regionale Unterschiede verstärkt. Ei-
nem wachsenden Kreis von Haushal-
ten verschließt sich dieser Wohnungs-
markt. Doch ist auf allen europäi-
schen Wohnungsmärkten eine nach-
drückliche Intervention des Staates in
Form einer Subjektförderung (Wohn-
geld) zu verzeichnen, die darin be-
gründet ist, daß eine ausreichende
Wohnungsversorgung als sozial-inte-
grativer Faktor in modernen Markt-
wirtschaften hohe normative Priorität
hat.

Unbeschadet nationaler Traditio-
nen und Eigenheiten geht ein starker
Einfluß auf Wohnungsversorgung und
Wohnbedingungen in allen Ländern
von der speziellen  Kombination der
Strukturierung des Wohnungsmarkts,
der Bereitstellung öffentlicher Mittel
und der Einbeziehung der Kommu-
nen und Bürger aus. In den Ländern
Dänemark, Schweden, Niederlande
und Großbritannien, in denen die
Wohnverhältnisse als überdurch-

schnittlich gut zu bewerten sind, ist
der höchste Anteil an sozialen Miet-
wohnungen von allen EU-Ländern
festzustellen. Gleichzeitig tätigt die
öffentliche Hand in diesen Ländern
überdurchschnittlich hohe Ausgaben
für die Sicherung des Wohnens.

Die entscheidende Wirkung geht
jedoch von den einbezogenen Akteu-
ren aus. In den Niederlanden wird ein
ausreichender Wohnungsbau für alle
Bürger seit jeher als eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe gesehen, die
Städte und Gemeinden wirken ent-
scheidend an der Bereitstellung von
Wohnraum mit. Im Vereinigten Kö-
nigreich und Schweden sind die
Kommunen sogar hauptverantwort-
lich für die Sicherung des Wohnens
ihrer Bürger, und traditionell spielen
dabei in Schweden Genossenschaften
eine große Rolle. 

Neue Anforderungen

In Großbritannien schließlich wer-
den seit April 2000 Verträge über die
Beteiligung der Mieter angewendet.
Zwischen Stadtverwaltungen und
Mietervertretungen von öffentlichen
Mietwohnungen werden Verträge ab-
geschlossen, in denen festgelegt ist, in
welchem Umfang und in welcher
Weise die Mieter über die Verwaltung
der Wohnungen mitentscheiden kön-
nen.

Weniger effizient sind die Bereit-
stellung öffentlicher Mittel, die Markt-
struktur und das Bürgerengagement in
den südlichen Ländern Griechenland,
Spanien und Portugal kombiniert. Es
gibt so gut wie keine öffentlichen so-
zialen Mietwohnungen, der Markt ist
fast ausschließlich auf individuelle Ei-
genhilfe ausgerichtet, und Regierun-
gen stellen nur bescheidene öffentli-
che Mittel – bis zu einem Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) – für die
Wohnungsversorgung bereit. Aber
auch in Belgien, Luxemburg und Ita-
lien engagieren sich die Regierungen
finanziell nur geringfügig. 

Internationale Entwicklungen und
nationalstaatliche Herausforderun-
gen deuten in Richtung eines Paradig-
menwechsels der staatlichen Woh-
nungspolitik in Deutschland: weg von
der Statussicherung breiter Bevölke-
rungskreise hin zur Basisversorgung
Bedürftiger und zur Einbeziehung
breiter Bevölkerungskreise. Große
transnationale Unternehmen und Spe-
zialisten wählen als Investitionsstand-
orte die großen Städte und hochver-
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dichteten Räume, in denen Arbeits-
kräfte und Qualifikation vorhanden
sind und eine gute Infrastruktur gesi-
chert ist.

Bezahlbare und angemessene
Wohnverhältnisse und eine ausrei-
chende Reserve an preisgünstigen
Mietwohnungen werden hier zu
wichtigen Vorteilen im internationa-
len Wettbewerb um attraktive Bil-
dungs- und Wirtschaftsstandorte.
Wohnverhältnisse sind abhängig von
territorial-klimatischen Bedingungen,
von Werten und Traditionen der Na-
tionen und Regionen sowie von der
ökonomischen Verfaßtheit der Län-
der; ihre Gestaltung wird daher trotz
Internationalisierung in der Verant-
wortung der einzelnen Mitgliedslän-
der und ihrer innerstaatlichen Organe
bleiben.

In Deutschland wird mit hoher
Wahrscheinlichkeit das bislang prak-
tizierte und historisch bewährte dyna-
mische Steuerungs-Mischmodell An-
wendung finden, das Markt- und Poli-
tikelemente kombiniert. Um auch
künftig die Balance zu halten, deutet
sich derzeit eine konzentrierte Staats-
intervention zur Sicherung eines Seg-
ments preiswerter Mietwohnungen
mit Grundstandard für tatsächlich so-
zial Bedürftige an.

Für die mittleren und höheren Ein-
kommensgruppen werden die Instru-
mente staatlicher Wohnungspolitik,
einschließlich des Mietrechts, deutli-
cher auf eine Stärkung eigenverant-
wortlichen Handelns der Marktak-
teure – Anbieter wie Nachfrager –
auszurichten sein. Dem Nachfrager
sind mehr Markttransparenz und
Handlungskompetenz einzuräumen.
Angesichts der prekären öffentlichen
Haushaltssituation und der Mobili-
tätserfordernisse der Erwerbstätigen
erscheint es fraglich, ob die soziale
Fürsorgepflicht des Staates sich auch
weiterhin darauf erstrecken kann, ei-
ner großen Mittelschicht zu Wohnei-
gentum zu verhelfen.

Die Orientierung auf  Wohneigen-
tum und die finanziellen Zuwendun-
gen des Staates haben häufig auch zu
abnehmender Selbsthilfe, finanzieller
Überforderung von Haushalten und
ökologischen Belastungen geführt.
Für die breite Mittelschicht kann sich
das assoziierte, zivilgesellschaftliche
Handeln in Form der Wohnungsbau-
genossenschaften, Hausbaugemein-
schaften und ähnlichen Formen als
ein wirksamer „dritter Weg“ der Or-
ganisierung der Wohnungsversorgung
erweisen.

Die gewachsene Bedeutung der
städtischen Zentren für die wirtschaft-

liche und soziale Entwicklung eines
Landes macht eine stärkere Dezentra-
lisierung staatlicher Wohnungspolitik
unumgänglich. Strukturen, Institutio-
nen und rechtliche Regeln der Woh-
nungsversorgung sind künftig deutli-
cher auf  eine Mitwirkung der breiten
Bevölkerung auszurichten. Befugnisse
und Verantwortung für Städtebau-
und Wohnungsförderungsprogramme
werden in größerem Ausmaß vom
Bund auf Länder und Kommunen
übergehen müssen. �
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Wilhelm Hinrichs, „Sozialstaatliche Sicherung
der Wohnungsversorgung in Deutschland“, in:
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